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S o z i a l r e c h t
Vermieter kann für Nachzahlungen nicht 
das Jobcenter heranziehen
Ein Vermieter, der Wohnungen an Grund-
sicherungsempfänger vermietet, hat trotz 
der im SGB II vorgesehenen Möglichkeit 
der Direktzahlung der Miete keine eigenen 
einklagbaren Ansprüche gegen das Jobcen-
ter. Dies hat das Landessozialgericht Nie-
dersachsen-Bremen entschieden.

Nachdem eine Mieterin ihre Nebenkosten 
für die Jahre 2018 und 2019 nicht beglichen 
hatte, verlangte ein Vermieter aus dem Harz 
die Zahlung der Rückstände vom Jobcenter 
Goslar. Dieses lehnte eine Direktüberwei-
sung mangels eigener Ansprüche des Ver-
mieters aus dem SGB II ab. Der Vermieter 
hielt mit Blick auf entsprechende Direkt-
zahlungen an den Energieversorger den 
Gleichbehandlungsgrundsatz für verletzt 
und rügte zudem eine vorsätzliche sitten-
widrige Schädigung durch das Jobcenter. 
Den Gesamtbetrag von 4.000 €, der auch 
inzwischen aufgelaufene Mietkosten bein-
haltete, sei von diesem im Wege der Amts-
haftung zu zahlen.
Das LSG hat die Rechtsauffassung des Job-
centers bestätigt. Es besteht danach keine 
Anspruchsgrundlage für eine Schuldüber-
nahme. Trotz der im SGB II vorgesehenen 
Möglichkeit der Direktzahlung von Miete 
an den Vermieter entsteht keine Rechtsbe-
ziehung zwischen Vermieter und Jobcenter, 
sodass der Vermieter keine eigenen ein-
klagbaren Ansprüche geltend machen kann. 

Die Direktzahlung diene allein der Sicher-
stellung der zweckentsprechenden Verwen-
dung von Unterkunftsleistungen. Sie erfülle 
nicht den Zweck einer vereinfachten Durch-
setzung von Mietforderungen durch Schaf-
fung eines weiteren solventen Schuldners. 
Die Eintreibung von Schulden sei zudem ein 
objektiv eigenes Geschäft des Vermieters.
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen,
Urteil vom 03.02.2022 – L 11 AS 578/20 –

P e r s ö n l i c h k e i t s r e c h t
Duzen in der Partei
Das Mitglied einer politischen Partei muss 
sich gefallen lassen, dass es von Parteige-
nossen geduzt wird. Ein Anspruch auf Un-
terlassung des Duzens besteht nicht. Dies 
hat das Amtsgericht Brandenburg entschie-
den.
In dem zugrunde liegenden Fall beantrag-
te das Mitglied einer Partei im August 2021 
beim Amtsgericht Brandenburg die Bewil-
ligung von Prozesskostenhilfe wegen einer 
beabsichtigten Klage auf Unterlassung ge-
gen ein anderes Parteimitglied. Dieser duzte 
den Kläger stets, was dieser nicht wollte.
Das Amtsgericht Brandenburg lehnte den 
Antrag auf Bewilligung von Prozesskosten-
hilfe ab. Denn seiner Auffassung nach habe 
die beabsichtige Unterlassungsklage keine 
Aussicht auf Erfolg. Es bestehe kein An-
spruch auf Unterlassung des Duzens durch 
Parteigenossen. Zwar könne jeder Erwach-
sene grundsätzlich darüber entschieden, 
wie er angesprochen werde. Dies gelte aber 
nicht absolut. Es sei üblich, dass sich in Ge-
werkschaften und Parteien die Mitglieder 
untereinander Duzen. Jeder der einer Partei 
beitritt, müsse sich also gefallen lassen, von 
anderen Parteigenossen mit Du angeredet 
zu werden.
Amtsgericht Brandenburg a. d. Havel,
Beschluss vom 28.12.2021 – 31 C 148/21 –

A r b e i t s r e c h t
Kündigung wegen fehlender Corona-Impfung
Ein Arbeitgeber darf in einem Musicalauf-
führungsbetrieb ein „2G-Modell“ durchset-
zen und einer Darstellerin, die über keine 
Corona-Schutzimpfung verfügt, noch vor 
Vertragsbeginn kündigen. Die Arbeitneh-
merin ist mit ihrer Kündigungsschutzklage 
vor dem Arbeitsgericht Berlin unterlegen.

Im zugrundeliegenden Fall hatte die Kläge-
rin mit zwei Veranstaltungsgesellschaften 
Arbeitsverträge für die Proben und die Be-
schäftigung in einem Musical geschlossen. 
Vor Vertragsbeginn erfuhren die Arbeit-
geberinnen, dass die Klägerin ungeimpft 
war und kündigten die Arbeitsverhältnisse 
ordentlich fristgerecht. Die Klägerin hatte 
angeboten, täglich Testnachweise vorzule-
gen. Das Arbeitsgericht Berlin hat die Kün-
digungen für wirksam erachtet.

Zur Begründung hat das Gericht ausgeführt, 
dass die Kündigungen insbesondere keine 
Maßregelung gemäß § 612 a Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB) darstellen würden. Die 
persönliche Haltung der Klägerin zur Coro-
na-Schutzimpfung sei nicht tragendes Mo-
tiv für den Kündigungsentschluss gewesen, 
sondern habe lediglich den Anlass zur Been-
digung des Arbeitsverhältnisses gegeben. 
Der Arbeitgeber könne als Ausdruck seiner 
unternehmerischen Entscheidungsfreiheit 
das „2G-Modell“ als allgemeingültiges An-
forderungsprofil für alle Arbeitsplätze im 
Betrieb durchsetzen. Wenn dies mit der 
höchstpersönlichen Entscheidung der Klä-
gerin, sich nicht impfen zu lassen, unverein-
bar sei, liege keine Maßregelung vor.
Der Ausschluss nicht geimpfter Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer verstoße auch 
nicht gegen das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG). Auch sei das „2G-Mo-
dell“ nicht willkürlich gewählt, da insbeson-
dere das tägliche Vorlegen eines negativen 
Corona-Testergebnisses die Betriebsabläufe 
stärker beeinträchtigen und die Beschäfti-
gung nicht geimpfter Personen aufgrund 
der strengeren Quarantäneregelungen ein 
höheres Risiko für etwaige Personalausfäl-
le für den Musicalbetrieb darstellen würde. 
Die Klägerin könne nicht verlangen, dass 
die Arbeitgeberinnen ein Schutzkonzept 
umsetzen, das einen höheren Kosten- und 
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Trotz gewissenhafter Bearbeitung der 
Beiträge kann eine Haftung für die Inhalte 
nicht übernommen werden. Verbindliche 
Auskünfte können nur im Rahmen eines 
Mandatsverhältnisses erteilt werden. 
Bildquellen: dawr.de, Fotolia.com

Personalaufwand verursache, da neben der 
unternehmerischen Handlungsfreiheit der 
Arbeitgeberinnen auch die körperliche Un-
versehrtheit der übrigen Belegschaft zu be-
rücksichtigen sei.
Arbeitsgericht Berlin,
Urteil vom 03.02.2022 – 17 Ca 11178/21 –

V e r k e h r s r e c h t
Rotlichtverstoß nach Überfahren der 
Haltelinie
Zeigt die Ampel grün so müssen das Über-
fahren der Haltelinie und das Einfahren in 
den Kreuzungsbereich nahtlos ineinander 
übergehen. Muss der Verkehrsteilnehmer 
kurz nach dem Überfahren der Haltelinie 
verkehrsbedingt halten, so darf er bei Rot 
nicht weiterfahren, da anderenfalls ein Rot-
lichtverstoß vorliegt. Dies hat das Kammer-
gericht entschieden.

Im September 2021 hatte das Amtsgericht 
Berlin-Tiergarten einen Autofahrer wegen 
eines fahrlässigen Rotlichtverstoßes zu ei-
ner Geldbuße von 250 € und einem Fahr-
verbot von einem Monat verurteilt. Der 
Autofahrer war zwar bei grün über die Hal-
telinie gefahren, musste aber bereits 50 cm 
danach wegen Rechtsabbieger vor der noch 
vier Meter von seinem Fahrzeug entfernten 
Ampel halten. Erst nachdem die Ampel rot 
zeigte, konnte er seine Fahrt fortsetzen. Er 
scherte nach links aus, um an den ihn an der 
Weiterfahrt hindernden Fahrzeugen vorbei-
zufahren. Dabei kam es beinahe zu einem 
Zusammenstoß mit einer Straßenbahn, wel-
cher nur durch ein starkes Abbremsen der 
Straßenbahn vermieden werden konnte. 
Gegen seine Verurteilung legte der Auto-
fahrer Rechtsbeschwerde ein. Er führte an, 
keinen Rotlichtverstoß begangen zu haben, 
da er Kreuzungsräumer gewesen sei.
Das Kammergericht Berlin bestätigte die 
Entscheidung des Amtsgerichts. Der Betrof-
fene habe das Haltegebot vor der Kreuzung 
nach § 37 Abs. 2 Satz 7 StVO missachtet und 
einen Rotlichtverstoß begangen. Er sei kein 
Kreuzungsräumer gewesen. Gehen das Fa-
hren über die Haltelinie und das Einfahren 
in den Kreuzungsbereich nicht nahtlos in-
einander über, so dürfe der Kraftfahrzeug-
führer, wenn er vor dem durch die Flucht- 
oder Fahrlinie gebildeten Kreuzungsraum 
aufgehalten wird, nach Rotlichtbeginn nicht 
weiterfahren.
Kammergericht,
Beschluss vom 24.01.2022 – 3 Ws (B) 354/21 
- 122 Ss 155/21 –

M i e t r e c h t
Fristlose Kündigung nach Gewaltandrohung
Droht ein Wohnungsmieter einem Nach-
barn Gewalt an, so rechtfertigt dies die 

fristlose Kündigung des Mieters gemäß § 
543 Abs. 1 BGB. Einer vorherigen Abmah-
nung bedarf es gemäß § 543 Abs. 3 Nr. 2 
BGB nicht. Dies hat das Amtsgericht Ber-
lin-Köpenick entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall wurde dem 
Mieter einer Wohnung in Berlin im Jahr 
2021 fristlos gekündigt. Hintergrund dessen 
war, dass der Mieter einen Nachbarn zwei-
mal mit einem Holzknüppel gedroht hatte, 
nachdem dieser sich wegen zu lauter Musik 
nach Mitternacht beschwert hatte. Da sich 
der Mieter weigerte die Kündigung zu ak-
zeptieren, erhob der Vermieter schließlich 
Klage auf Räumung und Herausgabe der 
Wohnung.
Das Amtsgericht Berlin-Köpenick entschied 
zu Gunsten des Vermieters. Diesem stehe 
gemäß § 546 Abs. 1 BGB ein Anspruch auf 
Räumung und Herausgabe der Wohnung 
zu. Die fristlose Kündigung des Mietvertrags 
sei gemäß § 543 Abs. 1 BGB wirksam. Der 
Mieter habe wiederholt den Nachbarn mit 
Gewalt gedroht und damit eine Straftat be-
gangen. Zugleich liege darin eine Störung 
des Hausfriedens und eine Vertragsverlet-
zung. Der Mieter sei nicht bereit gewesen, 
die Nachtruhe zu wahren und nachbar-
schaftliche Rücksichtnahme zu üben. Eine 
Fortsetzung des Mietverhältnisses sei dem 
Vermieter daher nicht mehr zumutbar ge-
wesen.
Eine vorherige Abmahnung sei nach Auffas-
sung des Amtsgerichts gemäß § 543 Abs. 3 
Nr. 2 BGB nicht erforderlich gewesen.
Amtsgericht Berlin-Köpenick,
Urteil vom 07.01.2022 – 3 C 33/21 –

A r b e i t s r e c h t
Keine Gutschrift von Urlaubstagen wegen be-
hördlicher Quarantäne-Anordnung
Muss ein Arbeitnehmer während seines Urlaubs 
wegen des Kontakts zu einer coronainfizierten 
Person aufgrund behördlicher Anordnung in 
Quarantäne, so werden ihm die Urlaubstage 
nicht gutgeschrieben. Eine entsprechende An-
wendung von § 9 BurlG kommt nicht in Betracht. 
Dies hat das Landesarbeitsgericht Schleswig-Hol-
stein entschieden.
Ein in Schleswig-Holstein tätiger Arbeitnehmer 
musste im Dezember 2021 nach dem Kontakt zu 
einer coronainfizierten Person aufgrund behörd-
licher Anordnung seinen Urlaub in Quarantäne 
verbringen. Er wollte deshalb seine Urlaubstage 
gutgeschrieben haben. Da seine Arbeitgeberin 
dies ablehnte, erhob der Arbeitnehmer Klage. 
Das Arbeitsgericht Neumünster wies die Klage 
ab. Dagegen richtete sich die Berufung des Ar-
beitnehmers.
Das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein 
bestätigte die Entscheidung des Arbeitsgerichts. 
Eine Gutschrift der Urlaubstage wegen Arbeits-
unfähigkeit gemäß § 9 BUrlG sei ausgeschlos-
sen, da der Arbeitnehmer nicht arbeitsunfähig 
erkrankt war. Eine entsprechende Anwendung 
der Vorschrift auf die Fälle einer behördlich ange-
ordneten Quarantäne komme nicht in Betracht.
Nach Auffassung des Landesarbeitsgerichts 
fehle es für eine entsprechende Anwendung 
an einer planwidrigen Regelungslücke. § 9 BUr-
lG sei eine Ausnahmevorschrift, die auf andere 
ähnlich gelagerte Sachverhalte nicht analog an-
gewendet werden dürfe. Zudem sei der Fall der 
Quarantäne-Anordnung nicht mit der Arbeits-

unfähigkeit während des Urlaubs gleichzusetzen. 
Dies komme schon deswegen nicht in Betracht, 
weil es Vorgaben für den Arbeitnehmer, wie er 
seinen Urlaub zu verbringen hat, nicht gebe. Der 
Urlaubszweck sei die Erholung. Ein Arbeitnehmer 
könne also seinen Urlaub zu Hause spielend vor 
der PC-Konsole oder im Wohnzimmer liegend 
verbringen. In diesen Fällen werde er durch die 
Quarantäne nicht in der Verwirklichung des Ur-
laubszwecks beeinträchtigt. Die Anwendung von 
§ 9 BurlG könne nicht davon abhängig gemacht 
werden, wie ein Arbeitnehmer seinen Urlaub ver-
bringen möchte.
Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein,
Urteil vom 15.02.2022 – 1 Sa 208/21 –

M i e t r e c h t
Schadensersatzpflicht des Vermieters nach 
Entrümpelung alter Fahrräder
Wird der ursprüngliche Termin zur Entrümpe-
lung alter auf dem Hof abgestellter Fahrräder 
verschoben, so muss der Vermieter den neuen 
Termin rechtzeitig ankündigen. Tut er dies nicht 
und kommt bei der Entrümpelung das Fahrrad 
eines Mieters abhanden, macht der Vermieter 
sich schadensersatzpflichtig. Dies hat das Amts-
gericht Berlin-Mitte entschieden.
Anfang März 2018 sollten im Hof eines Miets-
haues in Berlin abgestellte und unbeschriftete 
Fahrräder entfernt werden. Der Termin wurde 
von der Hausverwaltung zuvor angekündigt. 
Der Termin wurde jedoch um einige Wochen 
verschoben, wovon die Mieter jedoch nicht in 
Kenntnis gesetzt wurden. Nachdem das Fahr-
rad eines Mieters nach dem neuen Termin ver-
schwunden war, klagte er gegen den Vermieter 
auf Zahlung von Schadensersatz. Der Mieter gab 
an, die Beschriftung an seinem Fahrrad nach dem 
ursprünglich angekündigten Termin entfernt zu 
haben.
Das Amtsgericht Berlin-Mitte entschied zu Guns-
ten des Mieters. Diesem stehe ein Anspruch 
auf Schadensersatz zu. Dem Vermieter treffen 
Schutzpflichten gegenüber den von seinen 
Mietern mit seiner Billigung im Hof abgestellten 
Fahrrädern. Zugleich treffe dem Vermieter eine 
Obhutspflicht, welche einer Entsorgung grund-
sätzlich entgegenstehe.
Die Hausverwaltung bzw. der Vermieter sei ver-
pflichtet gewesen, so das Amtsgericht, mittels 
Aushangs oder Einzelanschreiben an die Mieter 
mitzuteilen, dass der ursprüngliche Termin nach-
geholt wird, so dass die Mieter Vorkehrungen 
haben treffen können.
Soweit der Vermieter bestritt, dass der Mieter 
sein Rad überhaupt im Hof abgestellt habe, hielt 
das Amtsgericht dies für unbeachtlich. Denn der 
Vermieter hätte veranlassen müssen, dass die 
Entsorgungsfirma ein aussagekräftiges Verzeich-
nis der entfernten und verwahrten Gegenstände 
erstellt und die Gegenstände einen bestimmten 
Zeitraum so verwahrt werden, dass deren He-
rausgabe noch möglich bleibe.
Amtsgericht Berlin-Mitte,
Urteil vom 07.02.2022 – 20 C 206/21 –
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